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Schadenfälle im Tiefbau: 

„SCHNELL UND BILLIG“  
gefährdet die Infrastruktur

• �Kosten für Schadenbeseitigung  
steigen auf jährlich 16,5 Millionen Euro

• �Entschädigungen und Dunkelziffer  
in Milliardenhöhe

• Defizite bei Information und Baugeräteführung

Kabel durchtrennt, Rohrleitung aufgerissen: Fehler-
haft ausgeführte Tiefbauarbeiten legen immer öfter 
die Versorgung lahm. Betroffen sind vor allem Leitun-
gen für Starkstrom, Fernwärme und Datennetze. „Das 
kann gefährliche Folgen haben, in jedem Fall aber ist 
es teuer und überflüssig“, betont Jörn P. Makko, Haupt-
geschäftsführer des Bauindustrieverbands Niedersach-
sen-Bremen. Die meisten Schäden entstehen infolge 
fehlender oder fehlerhafter Leitungsauskunft und bei 
der Bedienung von Baugeräten. Das geht aus dem Bau-
schadenbericht Tiefbau und Infrastruktur 2020/21 her-
vor, den das Institut für Bauforschung (IFB) im Auftrag 
der VHV Versicherungen durchgeführt hat. Die Auswer-
tung basiert auf einer umfassenden Analyse gemeldeter 
Versicherungsschäden zwischen 2015 und 2019. 

Die gesamte Wirtschaft nimmt Schaden

Demnach ist für 2019 ein Anstieg der Schadenfälle von 
9,6 Prozent im Vergleich zum Vorjahr zu verzeichnen, 
nachdem es in den Jahren zuvor einen Rückgang ge-
geben hat. 5.669 Schadenfälle in 2019 entsprechen 
nahezu dem Wert von 2015. Die Kosten für die Scha-
denbeseitigung steigt kontinuierlich seit 2016. Sie be-
ziffern sich 2019 auf rund 16,5 Millionen Euro. „Dabei ist 
der gesamtwirtschaftliche Schaden zum Beispiel eines 
Stromausfalles sehr viel größer als die bloßen Repara-
turkosten“, betont Makko. Nach Schätzungen des Ver-
bands sicherer Tiefbau entstehen in Deutschland jähr-
lich Leitungsschäden, die Entschädigungsforderungen

durch ihre Betreiber in Höhe von 500 Millionen Euro 
nach sich ziehen. Die Dunkelziffer nicht gemeldeter Be-
schädigungen schätzen die Tiefbauexperten auf 1,5 bis 
zwei Milliarden Euro jährlich geschätzt.

„Zu oft wird blind drauflosgebaggert“

Eine Hauptursache für mangelnde Qualität in Lei-
tungsbau sind Fehler bei der Informationsweitergabe. 
„Es wird einfach viel zu oft blind drauflosgebaggert“, 
so Makko. Gestützt wird diese Einschätzung von den 
Unternehmen: Rund 95 Prozent der vom IFB befragten 
Firmen geben an, dass durch genauere beziehungswei-
se vollständige Lagepläne ein Schaden hätte vermieden 
werden können. Rund 90 Prozent der Befragten halten 
eine exakte Planauskunft für potenziell schadenvermei-
dend. Immerhin noch rund 75 Prozent wünschen sich 
eine bessere Kenntlichmachung der Leitungen und 
Anlagen. Weitere rund 75 Prozent der befragten Unter-
nehmen erkennen eigene Fehler als schadenursächlich 
und machen eine mangelhafte Arbeitssorgfalt für den 
Schadeneintritt verantwortlich. 

„Massiver politischer Druck“

Ernst Schaffarzyk, Geschäfts-
führer des Bauunternehmens 
Ernst Petershagen GmbH 
& Co. KG aus Delmenhorst, 
nennt einen weiteren Grund 
für die steigenden Leitungs-
schäden im Tiefbau: „Zurzeit 
verspüren wir einen massiven 
politischen Druck hinsicht-
lich des Breitbandausbaus. Hier gibt es starke Nach-
holeffekte. Gleichzeitig sind die Unternehmen aber 
durch andere Aufträge gut ausgelastet. Viele etablierte, 
seriöse Firmen wollen sich deshalb an diesem Wettbe-
werb nicht beteiligen. Denn wer tarifgebundene Löhne 
zahlt, hat im Wettrennen um die Glasfaserverlegung 
keine Chance.“ Schaffarzyk, der auch als Vorsitzender 
der Landesfachabteilung Leitungsbau im Bauindus-
trieverband Niedersachsen-Bremen fungiert, mahnt 

Gefährlich und teuer: Jörn P. Makko, 
Hauptgeschäftsführer des Bau-

industrieverbands Niedersachsen-
Bremen, warnt vor fehlerhaft ausge-

führten Tiefbauarbeiten, die immer 
öfter die Versorgung lahmlegen.

(Foto: Bauindustrieverband Nieder-
sachsen-Bremen)

Ernst Schaffarzyk
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zudem bei entsprechenden Aufträgen „eine gerechte 
Verteilung des Risikos zwischen Kommunen, Netzbe-
treibern und Tiefbauern an. Für Schäden, die aufgrund 
von mangelhaften Leitungsauskünften entstehen, ist 
der Auftragnehmer nicht verantwortlich.“ Es müsse ge-
setzliche Vorschrift sein, dass die Baufirmen einen An-
spruch auf entsprechende Auskünfte gegenüber den 
Netzbetreibern haben. Es sei für die Firmen manchmal 
sogar schwierig, die zuständigen Netzbetreiber – insbe-
sondere beim Breitbandausbau – herauszufinden. 

Verbindliche Regelungen fehlen

„Unsere Analysen zeigen deutlich: Der Mensch ist im-
mer Dreh- und Angelpunkt“, schlussfolgert IFB-Lei-
terin Heike Böhmer. Zur Schadenvermeidung sei die 
Verbesserung der Kommunikation zwischen den Bau-
beteiligten unumgänglich. Zudem müsse die Qualifizie-
rung von Fachkräften intensiviert werden. „Wir haben ja 
Leitungsauskunftsportale, aber wir müssen diese auch 
nutzen und anwenden.“ Ein weiteres Problem lasse sich 
aber auch durch noch so viel Sorgfalt auf Seiten der Auf-
tragnehmer nicht entschärfen: „In Deutschland fehlen 
je nach Versorgungssparte teils einheitliche Bestim-
mungen über die Qualität der Leitungsdaten und die 
Genauigkeit von Positionsangaben.“ Und das vor dem 
Hintergrund, dass bundesweit mehr als 10.000 Netzbe-
treiber aktiv sind, deren Zahl weiterhin wächst. „Verbind-

liche Regelungen könnten hier wesentlich dazu beitra-
gen, das Risiko von Leitungsbeschädigungen, Unfällen 
und Versorgungsausfällen zu minimieren“, unterstreicht 
Böhmer.

Weiterbildung für Regeln in Leitungsnähe

Eine weitere effektive Maßnahme zur Reduzierung von 
Bauschäden sieht die IFB-Leiterin in der Weiterbildung 
der Fachkräfte. Es gebe eine Vielzahl von Weiterbil-
dungsangeboten in diesem Bereich, die stärker genutzt 
werden könnten. „So richtet sich die Qualifizierungs-
maßnahme, Sicherheit bei Bauarbeiten im Bereich von 
Versorgungsleitungen’ zum Beispiel nicht nur an Aus-
führende und Aufsichtführende, sondern ist auch für 

Planer geeignet. Zusätzlich zum theoretischen Teil kann 
die Qualifizierung durch praktische Schulungen und 
Sicherheitstrainings ergänzt werden, bei denen die Teil-
nehmer elementare Regeln für Tiefbauarbeiten in Lei-
tungsnähe erlernen.“

Konkrete Maßnahmen gegen Bauschäden

Auf Basis der Bereiche Weiterbildung, Auskunftspflicht 
und Kommunikation lassen sich aus dem Bauschaden-
bericht konkrete Maßnahmen ableiten, die entschei-
dend zu einem Rückgang der Bauschäden beitragen 
können. Das beginnt bei der sachkundigen Vorberei-
tung der Tiefbauarbeiten, reicht über den Einsatz von 
Verfahren zur Leitungsortung und die Verbesserung bei 
der Informationsweitergabe von Leitungsplänen bis zur 
Verwendung genormter Warneinrichtungen zur besse-
ren Kennzeichnung erdverlegter Kabel und Leitungen. 
Und nicht zuletzt sind die gewissenhafte Ausführung 
der Tiefbauarbeiten durch qualifizierte Fachkräfte und 
systematische Qualitätskontrollen durch unabhängige 
Prüfer maßgeblich.

Heike Böhmer, Leiterin des Instituts 
für Bauforschung (IFB), wünscht 
sich bessere Information seitens 
der Versorgungsunternehmen:  
„In Deutschland fehlen je nach  
Versorgungssparte teils einheit- 
liche Bestimmungen über die  
Qualität der Leitungsdaten und  
die Genauigkeit von Positions 
angaben.“  
(Foto: P. Wehowsky, Bielefeld)

Geht beim Breitbandausbau Tempo vor Sorgfalt, so 
kann das böse Folgen haben. Viel zu oft werden beim 
Baggern vorhandene Versorgungsleitungen zerstört.
(Foto: Bauindustrieverband Niedersachsen-Bremen)

Hier war die Verlegetiefe des Glasfaserkabels zu gering: Bei 
Tiefbauarbeiten kommt es häufig zu Schäden, weil vorhandene 
Leitungen nicht fachgerecht verlegt wurden. Zudem sind die 
Leitungsdaten oft nicht bekannt oder lückenhaft dokumentiert.
(Foto: Bauindustrieverband Niedersachsen-Bremen)
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Kreativität und Verantwortung
(brb).- Im Gespräch mit Herrn Dipl.-Ing.  
Hans-Ullrich Kammeyer,  
Präsident der Ingenieurkammer Niedersachsen

Baurundblick: Unter den Stichworten „Design and Build“ bzw. 
„Partnerschaftliches Bauen“ werden aktuell Möglichkeiten dis-
kutiert, die bauausführende Wirtschaft möglichst frühzeitig in 
die Planungsprozesse einzubinden, um so das in der Bauindus-
trie vorhandene Know-How umfassend zu nutzen.

Wie beurteilen Sie diese innovativen Ansätze?. 

Dipl.-Ing. Hans-Ullrich Kammeyer: In den komplexen Bauvor
gängen ist die interdisziplinäre Zusammenarbeit längst Pro-
gramm. Digitale Planungsmethoden wie BIM – Building Infor
mation Modelling – vernetzen die Beteiligten im Bausektor 
noch enger, die Planenden wie die bauausführende Seite. BIM 
bietet hier Möglichkeiten und Potenziale frühzeitiger Einbin-
dung mit dem Ziel, Gebäude ganzheitlich sowie effizient zu 
planen und zu bauen, auszuführen und zu bewirtschaften. Die 
gemeinsame Arbeit an einem gemeinsamen Ziel eint hier alle. 
Die Vernetzung aller am Bau Beteiligten sollte zum bestmögli-
chen partnerschaftlichen Miteinander führen, dabei das Prinzip 
von Trennung und Planung aber nicht aushebeln. Wir brauchen 
mehr denn je eine hohe Planungskompetenz, die unabhängig 
agieren und zu eigenständigen Lösungen gelangen kann, auch 
mit klaren Verantwortlichkeiten. Das schützt auch die Interes-
sen der Bauherrn. Wir garantieren so Sorgfalt in der Entwick-
lung und das beste Ergebnis durch ungebremsten Ideenreich-
tum. Das verbessert die Qualität der Planungsergebnisse und 
ist die Voraussetzung für Qualität am Bau.

Baurundblick: Der EuGH hatte die Verbindlichkeit der Min-
dest- und Höchstsätze der HOAI wegen einer festgestellten 
„Inkohärenz“ für unvereinbar mit dem EU-Recht erklärt. Mit In-
krafttreten der HOAI 2021 am 01.01.2021 können zukünftig die 
Honorare für Planungsleistungen frei vereinbart werden. Wer-
den sich die zu vereinbarenden angemessenen Vergütungen 
für Planungsleistungen in Deutschland weiterhin an den fort-
geltenden Honorartafeln orientieren?

Dipl.-Ing. Hans-Ullrich Kammeyer: Die Honorare für Pla-
nungsleistungen sind nun frei zu vereinbaren. Die verbindlichen 
Mindest- und Höchstsätze sind entfallen. Das ist die Neuerung. 
Sie fragen nach der Anwendbarkeit. Die Grundstruktur der 
HOAI ist erhalten geblieben, die Honorartafeln gelten ja wei-
terhin, hier hat sich nichts geändert. Die Preisspannen dienen 
nach wie vor der Ermittlung einer angemessenen Vergütung. 
Dieser Wortlaut der „angemessenen Vergütung“ hat ausdrück-
lich Eingang in das modifizierte ArchLG und in die Begründung 
zur HOAI 2021 gefunden. Dafür hatten wir uns im Gesetzge-
bungsprozess sehr stark gemacht. Die Honorartafeln stellen die 
Empfehlung des Gesetzgebers dar und sind damit unverändert 
die Orientierungshilfe zur Ermittlung angemessener Honorare. 
Betont wird auch, dass diese Honorarsätze zur Gewährleistung 
einer hohen Planungsqualität beitragen sollen. Darauf können 
sich die Planerinnen und Planer ausdrücklich berufen. Ent-
scheidend ist vor allem, dass Honorarvereinbarungen getroffen 
werden, die den Planungsinteressen gerecht werden. Für Pla-
nerinnen und Planer heißt es jetzt: Gut und richtig kalkulieren! 
Was auch bedeutet, die eigene Leistung finanziell nicht unter 

Wert zu verkaufen. Auch un-
ter steigendem Konkurrenz-
druck muss die Prämisse gel-
ten: Qualität hat ihren Preis! 
Das gilt definitiv und erst recht für Planungsleistungen.

Baurundblick: Sind die Weichen in Richtung eines Leistungs-
wettbewerbes gestellt und wird durch diesen Wettbewerb 
mehr Planungsqualität gesichert? Was bedeutet das für die 
öffentlichen Auftraggeber und für künftige Vergabeverfahren?

Dipl.-Ing. Hans-Ullrich Kammeyer: Die öffentlichen Auftrag-
geber sind gut beraten, bedarfs- und leistungsgerecht zu kal-
kulieren und zu hochwertigen Ergebnissen zu kommen. Der 
Bundestag setzte auch ein deutliches Signal in Richtung Leis-
tungswettbewerb zur Sicherung der Planungsqualität an die  
öffentlichen Auftraggeber für künftige Vergabeverfahren. Im 
Vordergrund müssen die qualitativen Aspekte stehen. Öffent
liche Auftraggeber müssen sich inhaltlich verstärkt ausein-
andersetzen und bei der Bewertung von Angeboten mehr 
qualitatives Bewusstsein entwickeln. Im Sinne des Verbrau-
cherschutzes muss der faire Wettbewerb um die beste Leis-
tung gelten und nicht der Wettbewerb um den niedrigsten 
Preis. Die Weichen in Richtung eines Leistungswettbewerbs 
sind dann gut gestellt, wenn wir alle dies konsequent anwen-
den. Hier müssen beide Seiten entschlossen handeln und 
dürfen nicht hinter den Qualitätsanspruch zurückfallen. Wir 
brauchen das auch wirtschaftlich beste Ergebnis. Und wirt-
schaftlich bedeutet eben nicht billig, sondern ist ein Synonym 
für qualitativ hochwertige Planungsleistungen. Es bedarf darü-
ber hinaus maßvoller Referenzanforderungen und der Anhörung 
in Vergabeverfahren im Interesse von Planungsvielfalt und unse-
res funktionierenden Mittelstands, damit kleinere und mittlere 
Bürostrukturen nicht weiter benachteiligt werden. Die aktuelle 
Vergabepraxis muss da nachjustieren.

Baurundblick: In der aktuellen Diskussion um die Klimawende 
hat sich die Aussage verfestigt, dass der Bausektor für rund 40 
% der Kohlendioxid-Emissionen der Gesamtwirtschaft verant-
wortlich ist, wenn man die Errichtung und den Betrieb zusam-
men betrachtet. Dabei rückt in letzter Zeit der Aspekt der sog. 
grauen Energie in den Vordergrund, der vor allem die Energie-
intensität der bei der Errichtung des Bauwerks verwandten 
Baustoffe betrifft. 

Was kann aus Sicht der Planung getan werden, um insoweit 
einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten?

Dipl.-Ing. Hans-Ullrich Kammeyer: Mit Kreativität und Verant-
wortung suchen Ingenieurinnen und Ingenieure schon immer 
nach Lösungen, die ökologische Aspekte von vornherein in die 
Planungen mit einbeziehen. Dies ist kein neues Vorgehen. Die 
Klimaschutzziele fordern den gesamten Bausektor jetzt be-
sonders. Wir müssen die gesamte Kreislaufwirtschaft von der 
emissionsarmen Produktion der Baustoffe bis hin zur Recyc-
lingfähigkeit in den Blick nehmen. Hier führen sicher mehrere 
Strategien zum Erfolg. Intelligente Planungen verbessern am 

Dipl.-Ing. Hans-Ullrich Kammeyer
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Beispiel Gebäudeenergieeffizienz den Energieverbrauch, res-
sourceneffizient lassen sich Materialverbrauche durch kluge 
Konstruktionen reduzieren oder Baubestand wiederbeleben. 
Die Frage stellt sich auf der anderen Seite, mit welchen Baustof-
fen wir planen und bauen wollen und können. Im Holzbau sind 
bahnbrechende Entwicklungen zu sehen, vor einigen Jahren 
waren mehrstöckige Wohngebäude undenkbar. Der Baustoff 
hat die bekannten Vorteile, er ist regional verfügbar und bindet 
CO2, muss aber natürlich auch im Interesse des Klimaschutzes 

kultiviert werden. Auch hier es gibt nicht die eine Lösung. Wir 
bleiben auf robuste Stahlbetonkonstruktionen angewiesen. 
Die Baustoffforschung gibt uns bereits wichtige Antworten, mit 
welchem Leistungsvermögen wir welche Baustoffmaterialien 
einsetzen können. Es gibt viele innovative Ansätze und gute 
Planungsideen. Hier sind die Anstrengungen zu intensivieren, 
damit der Gebäudesektor und alle anderen Baubereichen wie 
unsere Verkehrs- und Infrastrukturen zu einer verbesserten Bi-
lanz in der CO2-Reduzierung beitragen.

Die Zukunft im Blick behalten
(brb).- Normalität. Wer hätte vor nicht allzu langer Zeit gedacht, dass dieser Begriff einmal so viele Sehnsüchte re-
präsentieren würde. Wer hätte im März 2020 gedacht, dass wir im Juni 2021 im Zusammenhang mit Normalität so 
viel Freude und Erleichterung wahrnehmen. Freude über Normalitäten wie einen Einkaufsbummel, Erleichterung, 
dass die wohlverdiente Urlaubsreise in diesem Jahr stattfinden wird. Dabei sollte nicht vergessen werden, dass die 
neue Normalität auch mit Verlusten einhergeht. Viele Menschen haben Freunde und Angehörige verloren. Viele 
Jobs sind verloren gegangen. Ganze Branchen sehen sich massiven Herausforderungen ausgesetzt. 

Natürlich dürfen wir die hart erkämpfte Normalität nicht in blinde Euphorie abgleiten lassen. Natürlich müssen wir 
weiterhin wachsam und überlegt agieren – Stichwort: Delta-Variante. Aber – auch das sollte jetzt zunehmend Einzug 
halten in die Tagespolitik – der Blick muss auch wieder die langfristige gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den Fo-
kus nehmen. So schön die kurzfristige Sommerfrische im Biergarten auch ist. Die Devise muss jetzt lauten: Haushalte 
konsolidieren, aber bitte ohne die investiven Bereiche zu bremsen. Denn wie soll denn neues Wachstum entstehen, 
ohne dass zum Beispiel (dringend notwendige) Bauinvestitionen den Weg in die Infrastruktur der Zukunft weisen? 
Es wird Zeit, die Perspektive endlich wieder auf längere Brennweiten einzustellen. Gut drei Monate vor der Bundes-
tagswahl ist der Zeitpunkt dafür gut gewählt. 

Building Information Modelling BIM ist eine objektbasierte Technologie und Planungsmethode. Die Methode soll alle Informationen eines 
Projektes an ein dreidimensionales Modell knüpfen und zentral abrufbar machen (digitaler Zwilling). BIM ist keine Software oder einfach nur ein 
3D-Modell. Die Implementierung von BIM erfordert Prozesse, Richtlinien und Rollen, welche neu definiert und umgesetzt werden. Prozesse, 
Richtlinien, Menschen und Technologien ergeben zusammen die Methode BIM.

BIM
Building  

Information 
Modelling

Variantenstudium

Logistik

BIM to Field

Augmented Reality

Mixed Reality

Virtual Reality

Lebenszyklus

Facility Management

Kollisionskontrolle

Kosten

Datenbank

Analyse

Marketing

Koordination

Bauteilliste

Simulation

Visualisierung

BIM
Building  

Information 
Modelling
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Zitiert: Präsident Dipl.-Ing. Thomas Echterhoff anlässlich der
Mitgliederversammlung des Bauindustrieverbandes Niedersachsen-Bremen
(brb).- Damit die derzeitige Auftragslage weiter so 
bleibt, brauchen wir verlässliche Rahmenbedingun-
gen und nicht nur die Bereitstellung von genügend 
Investitionsmitteln, sondern auch die Schaffung von 
Voraussetzungen, um die bereitgestellten Mittel zu 
verbauen. „Stadt. Land. Bau. – Wir können mehr als 
bauen!“ Dieses Motto der Bauindustrie ist uns gleich-
falls Programm. Wir tragen am Bau dazu bei, die gro-
ßen gesellschaftlichen Herausforderungen, wie z. B. 
den Klimaschutz und die Digitalisierung, zu meistern. 
Die Pandemie hat unsere täglichen Prioritäten und Ge-
wohnheiten beeinflusst – mit großer Wahrscheinlich-
keit auch über die Krise hinaus. Unsere Mobilität wird 
sich maßgeblich verändern.

Signifikante Veränderungen gibt es im Bereich des Was-
serbaus. Dort bezeichneten nun 60 Prozent nach nur 14 
Prozent im Vorjahr die derzeitige Geschäftslage als gut. 

Bei den Ausbaugewerken hat sich der Anteil guter Bewer-
tungen von 18 auf 30 Prozent erhöht. Die Befürchtungen 
im Frühjahr des letzten Jahres, dass es bei Ausbautätig-
keiten in geschlossenen Räumlichkeiten zu erheblichen 
Einschränkungen kommen würde, haben sich nicht be-
stätigt. Dies ist vor allen Dingen auf die guten Hygiene-
konzepte der Branche zurückzuführen.

An die zweite Stelle ist das Problem der Preiserhöhung der 
Baumaterialien gerückt, das über zwei Drittel der befragten 
Unternehmen große Schwierigkeiten bereitet. Eine Beein-
trächtigung der weiteren baukonjunkturellen Entwicklung 
kann somit nicht ausgeschlossen werden.Wir öffneten Tü-
ren in neue Arten des Arbeitens und vor allen Dingen des 
Kommunizierens. Die Anforderungen für Stadt- und Ver-
kehrsplaner, Logistiker, Ver- und Entsorger und für uns als 
Bauindustrie sind gestiegen. Wir werden uns den Fragen 
dieser neuen Zeit stellen und Antworten finden!

Impulse der BAUINDUSTRIE für die 20. Legislaturperiode
(brb).- Die deutsche BAUINDUSTRIE hat in der Co-
ronakrise ihre Rolle als Konjunkturlokomotive unserer 
Volkswirtschaft verdeutlicht und verfestigt. Als system-
relevante Branche hat sie, mit schneller und zweckmä-
ßiger Unterstützung durch Politik und Verwaltung, auch 
auf dem Höhepunkt der Pandemie Baustellen weiter 
betrieben und zugesagte Leistungen fristgerecht er-
bracht. Mit einer Wirtschaftsleistung im Jahr 2020 von 
143 Mrd. EUR und insgesamt 893.000 Erwerbstätigen 
hat die Branche maßgeblich dazu beigetragen, unsere 
Volkswirtschaft und unsere Gesellschaft vor noch ne-
gativeren Auswirkungen der Pandemie zu bewahren. 
Ohne das Wachstum in der Bauwirtschaft wäre das rea-
le Bruttoinlandsprodukt nicht um 4,9 Prozent, sondern 
sogar um 5,7 Prozent zurückgegangen.

Die Unternehmen der BAUINDUSTRIE benötigen für ihre 
erfolgreiche Tätigkeit einen sicheren und zuverlässigen 
Rechtsrahmen. Bürokratie und die weiterhin mangelnde 
Digitalisierung der Bauverwaltungen schaden und be-
hindern die komplexen, arbeitsteiligen Abläufe unserer 
Branche, sei es im privaten und öffentlichen Hochbau, im 
Verkehrswegebau oder im Spezialtiefbau. Auch die Verste-
tigung der öffentlichen Bauinvestitionstätigkeit ist für die 
Baufirmen unabdingbar, um Klarheit für ihre Kapazitäts-
planungen zu haben.

Die neue Bundesregierung steht vor der besonderen He-
rausforderung, in der 20. Legislaturperiode zahlreiche, 
durch die Pandemie und deren ökonomische und gesell-

schaftliche Konsequenzen entstandenen Probleme zu 
lösen und unser Land krisenresistenter auszugestalten. 
Aus Sicht der Unternehmen der BAUINDUSTRIE müssen 
dabei aber der Schutz vor Überregulierung und steigen-
den Kosten im Blick behalten werden. Die Qualität und 
Leistungsfähigkeit unserer öffentlichen Infrastruktur sind 
wesentliche Erfolgsfaktoren für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland. Diese zu erhalten, erfordert einen zuverläs-
sigen Mittelfluss für die Investitionen von Bund, Ländern 
und Kommunen. 

Die BAUINDUSTRIE sieht sich den Zielen von Klima- und 
Umweltschutz sowie der Nachhaltigkeit bei ihren Bauwer-
ken und den für deren Erstellung verwendeten Materialien 
verpflichtet. Sie wird mit innovativen Verfahren und Tech-
niken einen maßgeblichen Beitrag zur Erreichung der Kli-
maziele der Bundesregierung leisten. 

Ein ausgewogener und stabiler Rechtsrahmen ist eine 
wesentliche Grundlage für erfolgreiche wirtschaftliche 
Tätigkeit und damit für den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land. Für die BAUINDUSTRIE zählen hierzu insbesondere 
das Öffentliche Beschaffungswesen (Vergaberecht), das 
Vertragsrecht und das Steuerrecht. Bürokratische Hemm-
nisse stehen der Entfaltung von Wirtschaft und freiem 
Unternehmertum entgegen. Die Rahmenbedingungen 
für Unternehmertum, das den Wohlstand unseres Landes 
prägt und für sichere, gut bezahlte Arbeitsplätze steht, 
müssen verbessert werden.
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(brb).- Finanzminister, hat erfreut auf eine aktuelle Mit-
teilung des Niedersächsischen Landesamtes für Statistik 
reagiert. „Das Land hat mit seinem im Juni 2020 aufge-
spannten kommunalen Rettungsschirm seinen Beitrag 
dazu geleistet, die Haushalte der Kommunen in der Krise 
zu stabilisieren und ihnen Luft für Investitionen zu ver-
schaffen“, sagte der Minister. Laut Landesamt haben die 
Kommunen im ersten Quartal 2021 ein Finanzierungsdefi-
zit von 133,6 Millionen Euro angehäuft – gegenüber 1,1 Mil-
liarden Euro in den ersten drei Monaten des Jahres 2020. 
41 Prozent der Kommunalhaushalte hätten Ende März die-
ses Jahres einen Fehlbetrag in ihrer Rechnung, Ende März 
2020 waren es noch 83,7 Prozent. Die Erträge aus der Ge-

werbesteuer waren um gut zehn Prozent eingebrochen – 
wegen steigender Zuweisungen des Landes konnten die 
Kommunen aber einen Zuwachs von knapp 25 Prozent 
bei den Einzahlungen verbuchen. Die Ausgaben für In-
vestitionen stiegen im Vergleich der beiden Quartale um 
4,9 Prozent auf 828 Millionen Euro. Der Bestand an kurz-
fristigen Kassenkrediten der niedersächsischen Kommu-
nen lag Ende März 2021 bei 1,3 Milliarden Euro, das sind  
23,2 Prozent weniger als Ende März 2020. Die langfristi-
gen Investitionskredite der niedersächsischen Kommunen 
stiegen im Vergleich allerdings um 9,5 Prozent auf 11,5 Mil-
liarden Euro.

Kommentar

Lies kündigt an: Deiche erhöhen
(brb).- Für rund 7 Millionen Niedersachsen sind Deiche und Dünen nur Küstenidylle, doch für die restliche Million 
Landeskinder sind die Bollwerke ein wesentlicher Schutz vor den Fluten. Knapp 6500 Quadratkilometer ist das Ge-
biet groß, das potentiell überflutet werden könnte, auf 129 Milliarden Euro wird der Sachwert beziffert, der verloren 
ginge, sollten die Deiche nicht halten. 

Mit dem Klimawandel steigt nun die Gefahr einer Überflutung rapide an. Deshalb hat Umweltminister Olaf Lies (SPD) 
die Losung ausgegeben, bis zum Ende des Jahrhunderts alle Deiche um einen Meter zu erhöhen. Das Projekt hat enor-
me Ausmaße: Rechnet man alle Schutzvorrichtungen zusammen, die das Land vor einer Überflutung retten sollen, 
kommt man auf eine mehr als 1300 Kilometer lange Schutzlinie. Dazu zählen die Hauptdeiche auf dem Festland und 
auf den Inseln, die Sturmflutsperrwerke und die Schutzdeiche dahinter, sowie Schutzdünen. All diese Vorrichtungen im 
Blick zu behalten und für die Zukunft zu rüsten, ist eine der Aufgaben des niedersächsischen Landesbetriebs für Was-
serwirtschaft, Küsten- und Naturschutz (NLWKN), der gestern in Aurich seinen Jahresbericht vorgelegt hat. Die wohl 
wichtigste Herausforderung, der sich die Küstenschützer stellen, ist dabei wohl die Reaktion auf 
den Klimawandel.

Für Umweltminister Lies ergibt sich noch ein anderes Problem bei der langfristigen Planung des 
Küstenschutzes. Zwar werden in Niedersachsen bereits jetzt in Summe gut 85 Millionen Euro 
in den Küstenschutz investiert. Künftig werden das aber 100 Millionen sein müssen, meint Lies. 
Zudem kritisiert er, dass der Bund zwar jährlich einen hohen Betrag für den Küstenschutz be-
reitstellt, das Geld aber stets noch im selben Jahr ausgegeben werden müsse. Infolgedessen 
seien die Stellen beim NLWKN, die für die Planung von Küstenschutzprojekten zuständig seien,  
nur befristet und dadurch sehr unattraktiv für Fachpersonal. Das größte Problem für den lang-
fristigen Küstenschutz könnte also der Personalmangel sein.

Reinhold Hilbers


